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AUF EINEN BLICK

Vor 50 Jahren
Heute um 11.50 Uhr tra-
fen mit der planmäßigen
Lufthansa-Maschine aus
London Herr und Frau
Tolchard und Herr und
Frau Parsons ein, der Bür-
germeister und der Stadt-
direktor von Launceston
in Cornwall mit ihren
Frauen. Sie wurden auf
dem Bremer Flughafen
von Bürgermeister Os-
mers, Stadtdirektor
Heußmann und den Bei-
geordneten Taschies und
Sokoll begrüßt und nah-
men dann für fünf Tage
in „Gieschens Hotel“
Quartier. Mit diesem
vom British Council ge-
förderten offiziellen Be-
such wird ein entschei-
dender Schritt getan zu
einer partnerschaftli-
chen Verbindung zwi-
schen den beiden Städ-
ten.

Achimer Kreisblatt,
11. Oktober 1967
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Ruf nach mehr Lehrern – Hauptschulen ade
Aber Abordnung von Studienräten zur Nachmittagsaufsicht kritisiert / Insgesamt gelassene Podiumsdiskussion vor Landtagswahl
ACHIM � Niemand trauert offen-
bar dem langsamen Verschwin-
den der Hauptschulen im Land-
kreis Verden nach. Sogar CDU-
Landtagsabgeordneter Adrian
Mohr zeigte sich „ganz froh da-
rüber“. Jetzt gelte es, erstmal
mit den neuen Oberschulen –
kombinierten Haupt- und Real-
schulen – und auch mit neuen In-
tegrierten Gesamtschulen (IGS)
zu arbeiten und Erfahrungen zu
sammeln, meinte der Christde-
mokrat.

Dazu gab es keinen Wider-
spruch bei der „Achimer Ar-
gumente“-Podiumsdiskussi-
on vor der Landtagswahl im
Kasch.

Die rotgrüne Landesregie-
rung in Niedersachsen habe
durch verstärkte Einstellung
von Schulsozialarbeitern
auch einen wichtigen Beitrag
geleistet, um das Lernklima
zu verbessern, fügte SPD-
Landtagskandidatin Dörte
Liebetruth an. Corinna Ro-
sander (FDP) mahnte, die wei-
ter zur Schullandschaft gehö-
renden Gymnasien jetzt
nicht zu benachteiligen.

Ein eindeutiges Ja zur Ge-
samtschule gab es auch von
Doris Gerken (Grüne) und
Rainer Andrzejewski (Linke).

Sie wisse aus eigenen Erfah-
rungen, wie schwer es für
Kinder sei, sich schon nach
vier Schuljahren für den wei-
teren Weg dort zu entschei-
den, führte die Grüne an.

Rainer Andrzejewski plä-
dierte ebenfalls für möglichst
viele Jahre im Klassenver-
band, in dem der Einzelne
nachweislich auch besser ler-
ne.

Einstimmig ertönte der Ruf
nach Einstellung von mehr
neuen, gut ausgebildeten
Lehrern. Angesichts der der-
zeitigen Unterrichtsausfälle
forderte Doris Gerken sogar,
sich auch um Lehrkräfte aus
anderen Bundesländern zu
bemühen, Pensionäre stun-
denweise einzusetzen und
„Quereinsteiger“ nachzuqua-
lifizieren. Mohr wies kritisch

darauf hin, dass Rot-Grün in
Niedersachsen in den vergan-
genen Jahren rund 2000 Be-
werbungen ablehnend be-
schieden habe.

Wie es eigentlich möglich
sei, dass sich die zuständigen
Ämter bei der Ermittlung des
Lehrerbedarfs so stark ver-
rechnen, fragte Moderator
Manfred Brodt nach.

Zuzug von Flüchtlingen, Ge-

richtsentscheidung gegen
mehr Stunden für Gymnasial-
lehrer und beispielsweise in
Achim steigende Einwohner-
zahl wegen neuer Baugebiete
wurden als Stichworte von
Mohr und Liebetruth aufge-
zählt. Auch Erzieherinnen
würden aus solchen Gründen
knapp.

Zur Gestaltung des Nach-
mittags an Ganztagsschulen

gab es klar unterschiedliche
Standpunkte. Gerade wegen
des Lehrermangels müssten
diese zuallererst in ihrem
Kernbereich eingesetzt wer-
den, also im Vormittags-Fach-
unterricht, forderte die Libe-
rale Corinna Rosander. Es sei
auch ein Unding, hochqualifi-
zierte Gymnasiallehrer
zwangsweise an Grundschu-
len oder zur Nachmittagsauf-
sicht an Ganztagsschulen ab-
zuordnen.

Das Nachmittags-Schulan-
gebot dürfe aber nicht zu ei-
ner „Mischung aus Bespa-
ßung und Aufbewahrung“
verkommen, meinte Doris
Gerken. Es solle sich an schu-
lische Inhalte anschließen,
und daneben Möglichkeiten
zur Entspannung – etwa im
sportlichen Bereich – bereit-
halten.

Auch ausgebildete Lehrer
müssten in Nachmittags-AGs
eingesetzt werden, betonte
Adrian Mohr. Zusätzlich etwa
Vereinsvertreter, Handwer-
ker und Künstler bei der Ge-
staltung des Ganztagsschul-
Nachmittags einzubinden,
wurde in der Podiumsrunde
aber auch nicht völlig abge-
lehnt und teilweise sogar be-
grüßt. � la

Kreisblatt-Redaktionsleiter Manfred Brodt (links) moderierte die Podiumsrunde mit hiesigen Landtagskandidatinnen und -kandidaten. Von links: Doris Gerken (Grüne), Dörte Liebetruth (SPD), Adrian Mohr
(CDU), Corinna Rosander (FDP) und Rainer Andrzejewski (Linke). � Fotos: Hemmen

Blick ins politisch sehr interessierte Publikum im großen Saal des Kasch.

Beleidigung
erfüllt

AfD-Direktkandidat Sebastian
Dahlweg schreibt zu „AfD-Ab-
sage: Wenn es einem zu bunt
wird“ vom 9. Oktober:

Herr Brodt hat in seinem
Kommentar richtig berichtet,
dass ich nicht bereit gewesen
bin, an einer Podiumsdiskus-
sion teilzunehmen, wenn in
der Räumlichkeit ein Trans-
parent hängt, das die AfD
pauschal auf eine Stufe mit
Nazis stellt, denn auf dem
Transparent stand nicht nur,
wie Herr Brodt aufführt, der
Text ,,Gegen Nazis, Gegen die
AfD“, sondern auch das Kür-
zel ,,FCK NZS AfD“, was
,,Fuck Nazis AfD“ bedeutet
und den Tatbestand der Belei-
digung erfüllt. Als Mitglied
der AfD und auch als Beamter
des Landes Niedersachsen
verwahre ich mich auf das
Schärfste dagegen, mit Mör-
dern und Verbrechern, was
die Nazis gewesen sind,
gleichgestellt zu werden. Ich
trete jeden Tag für Recht und
Gesetz und die freiheitlich
demokratische Grundord-
nung ein und lasse mich von
niemandem in eine Ecke stel-
len, wo ich mich nicht befin-
de. Die von Herrn Brodt auf-
geführte Meinungsfreiheit
hat dort ihre Grenzen, wo
Menschen sich beleidigt füh-
len, denn dann kollidiert das
Grundgesetz mit dem Straf-
gesetzbuch, und dass muss
auch ein Herr Brodt akzeptie-
ren.

Leserbriefe geben die Meinung
ihrer Verfasser wieder.

Kürzungen vorbehalten.

LESERBRIEF

Am Osterfeld
Schmuck erbeutet
UESEN � Die Abwesenheit der
Hausbesitzer Am Osterfeld in
Uesen nutzten unbekannte
Täter am Wochenende zu ei-
nem Einbruch aus. Sie schlu-
gen nach Polizeiangaben die
Scheibe eines Kellerfensters
ein, gelangten ins Innere des
menschenleeren Hauses und
durchsuchten die Räume. Mit
Schmuck und Geld in auslän-
discher Währung entkamen
sich unerkannt.

Krähen, Gülle und der Lupus
Zuhörer sprechen manche „Plage“an / Mohr Landes- statt nur Lokalpolitiker

ACHIM � Nach der Podiums-
runde der „Achimer Argu-
mente“ hatte das Publikum
das Wort. Gehört der Wolf ins
Jagdrecht? Darf man ihn ab-
schießen? Darf man nicht,
das verbiete das EU-Recht,
meinten einige. Warum kann
er dann in osteuropäischen
EU-Staaten abgeschossen
werden, fragte Adrian Mohr
(CDU). Vieles werde unge-

rechtfertigt auf die EU ge-
schoben, wusste Isabell Gott-
schewsky. So sei es auch eine
Mär, dass EU-Recht rigoroses
Vorgehen gegen Krähen ver-
biete. Ein älterer Achimer
hatte insbesondere Doris Ger-
ken (Grüne) und Dörte Liebe-
truth (SPD) gefragt, wenn sie
sich schon bei besonders ge-
fährlichen Lagen für den Ab-
schuss eines Wolfes aussprä-

chen, warum dann die Plage-
geister Krähen nicht abge-
schossen werden dürften. Lie-
betruth will über mehr Ver-
grämung nachdenken.

Unter einer ganz anderen
Plage leidet eine Achimerin
aus der Vogelsiedlung, die
meinte, der Gestank der aus-
gebrachten Gülle mache die
Stadt fast unbewohnbar. Sie
bekam Buhrufe.

Ilse Lange aus Felde sprach
die Petition für bessere Que-
rungsmöglichkeiten und Rad-
wege für Schüler in Felde an
und warf Mohr vor, im Haus-
haltsausschuss des Landtags
dagegen gestimmt zu haben.
Der Abgeordnete entgegnete,
er könne nicht einfach sei-
nen Wahlkreis begünstigen,
wenn 30 Projekte im Lande
viel dringlicher seien.

Wieviele Wölfe
dürfen es sein?
Zwischen Freude, Furcht und Feuer frei

ACHIM � „Ein Gespenst geht
um in Niedersachsen – der
Wolf“, wandelte Moderator
Brodt in der Podiumsrunde
ein bekanntes Zitat von Karl
Marx aus dem Kommunisti-
schen Manifest ab. Und ob-
wohl sich direkt im Achimer
Raum der Wolf bisher kaum
blicken ließ, nahm die Dis-
kussion schnell Fahrt auf.

Etwa 140 Tiere in neun Ru-
deln gebe es zur Zeit in Nie-
dersachsen, wusste CDU-
Landtagskandidat Adrian
Mohr. Wenn nichts weiter ge-
schehe, werde sich der Be-
stand bis zur nächsten Land-
tagswahl auf 350 Exemplare
erhöhen. Deshalb müsse der
Wolf jetzt ins Jagdrecht über-
nommen werden. Er kenne
Tierhalter im Südkreis, bei
denen Wölfe schon grausam
zugeschlagen hätten. Aus
Furcht vor weiteren Angrif-
fen würden manche Herden
nur noch hofnah gehalten.

Doris Gerken (Grüne) riet zu
mehr Sachlichkeit. Wölfe sei-
en erstens bei uns immer
noch sehr selten und zwei-
tens gerade Menschen gegen-
über sehr scheue Tiere,
machte sie geltend.

Durch spezielle Weidezäu-
ne oder auch Schutzhunde
würden Rudel wirksam fern-
gehalten. Und wenn wirklich
einzelne Wölfe hohe Zäune

überwinden oder Scheu vor
Menschen nicht mehr ken-
nen, dürften solche gefährli-
chen Exemplare auch außer-
halb des Jagdrechts jetzt
schon getötet werden.

Dass sich überhaupt Wolfs-
populationen in diesen Re-
gionen entwickeln, deute zu-
nächst mal auf ein intaktes
Natursystem hin, und die
ganze Art dürfe auch nicht
dämonisiert werden. Zudem
gebe es Ausgleichszahlungen
für gerissene Tiere. Ziel müs-
se es sein, Schadensregulie-
rung möglichst innerhalb
eine Woche zu garantieren.
Auf Ausgleichsleistungen
wies auch Rainer Andrze-
jewski (Linke) besonders hin.
Landwirte sollten sich darü-
ber genauer informieren.

Dörte Liebetruth (SPD) setz-
te sich für regional unter-
schiedlichem Umgang mit
dem wilden Tier ein, weil
manche Gegenden mehr und
andere weniger von der
Wolfsgefahr betroffen seien.
Nicht-scheue Exemplare
könnten zudem wieder aus-
gewildert werden.

Ähnlich handeln wie bei
Füchsen, die ja ab und zu
Hühnerställe heimsuchen,
empfahl Corinna Rosander
(FDP). Auch sie ist also für
kontrolliertes „Feuer frei“ auf
den Wolf. � la

Von mehr Polizei bis zum Ueser Kreuzungsausbau
Landtagskandidaten nennen Ziele für den Wahlkreis / Inklusion ohne Förderschulen strittig

ACHIM � „Massiv was tun für
die Ueser Kreuzung“, für
mehr Schulwegsicherheit in
Felde sowie Radwegesanie-
rung in der Samtgemeinde
Thedinghausen und in Kirch-
linteln – so lauten Ziele der
SPD-Landtagskandidatin Dr.
Liebetruth. Darüber hinaus
befürwortet sie zusätzliche
Bahnhaltepunkte –etwa in
Dauelsen.

Christdemokrat Adrian
Mohr liegt die Ärzteversor-
gung im ländlichen Raum be-
sonders am Herzen, zumal in
seiner Heimat Dörverden ge-
rade viele Patienten eine gro-
ße Praxis im Ort verlieren.
Außerdem möchte er auch
im Landkreis Verden die An-
zahl der Polizisten erhöhen.

Das waren Antworten von
Landtagskandidaten auf die
Frage des Moderators, wofür
sie sich speziell in diesem
Wahlkreis starkmachen.

FDP-Politikerin Corinna Ro-

sander stellte nicht unerwar-
tet die Digitalisierung in den
Mittelpunkt. „Bis zum letzten
Gehöft“ müsse schnelles In-
ternet gesichert sein. Das sei
heutzutage auch Kernaufga-
be des Staates und schaffe zu-
dem neue Arbeitsplätze etwa
im Handwerk. Andere Länder
seien mit der Digitalisierung
leider schon ein Stück weiter.
Die Bundesrepublik dürfe
sich hier nicht auf ihrer star-
ken Wirtschaft ausruhen.
Landesgelder zur Digitalisie-
rung seien bisher jedoch
kaum bereitgestellt worden,
beklagte Mohr.

Die Kommunikation zwi-
schen Landtags- und örtli-
chen Politikern lasse zu wün-
schen übrig, bemängelte Do-
ris Gerken von den Grünen.
Sie sprach auch Sorgen we-
gen belastetem Trinkwasser
durch Gasförderarbeiten an.
Außerdem möchte sie die
Förderung von „Kultur in der

Region“ und entsprechender
Initiativen verbessern.

Strittig war Dörte Liebe-
truths Position zur Inklusion.
Auch aufgrund persönlicher
Erfahrungen mit zwei behin-
derten Geschwistern wisse
sie, dass Gemeinsamkeit mit
anderen auch in der Schule
beiden Seiten zugute komme
und gerade soziale Fähigkei-
ten besonders stärke.

Ihrem Ja zum Schließen ei-
genständiger Förderschulen
schlossen sich Mohr und FDP-
Politikerin Rosander nicht
an. Mohr sprach vom ,,be-
schützenden Raum kleiner
Klassen in Förderschulen“,
den viele dieser Kinder und
ihre Eltern brauchten. Eine
Mutter aus Verden habe we-
gen des Förderschule-Aus
weinend mit ihrem Kind bei
ihm Rat gesucht.

Corinna Rosander monier-
te, dass ohne Förderschulen
Eltern betreffender Kinder

jede Wahlfreiheit genommen
werde. Rainer Andrzejewski
wies aufgrund von Erfahrun-
gen in der „Lebenhilfe“-Ar-
beit darauf hin, das Inklusi-
on sich dort auf Fachbereiche
wie Musik, Kunst und Wer-
ken konzentriere.

Mohr: Respekt vor
AfD-Wahlergebnis

Einig waren sich alle Land-
tagsbewerber wie schon kurz
berichtet darin, eine Zusam-
menarbeit mit der Alternati-
ve für Deutschland (AfD) ab-
zulehnen. Adrian Mohr be-
zeugte allerdings deren
Wahlergebnis von 12,6 Pro-
zent bei der Bundestagswahl
Respekt. Dieses Resultat zei-
ge, dass auch viele vernünfti-
ge Menschen AfD gewählt ha-
ben müssten. Es bedeute aber
nicht, dass die von der AfD
vertretene Politik vernünftig
sei, so Mohr. � la

„ACHIMER ARGUMENTE“: IM BLICKPUNKT


